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Höchstspannungsleitungen Vorhaben Nr. 5 und Nr. 5a, Abschnitt B (Thüringen/Sachsen), 
Planänderung II; Ihr Geschäftszeichen: 803 - 6.07.01.02/5-2-3 PÄ II #2 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Landesverband Sachsen e.V., hat die von 
Ihnen bereitgestellten Unterlagen zur Planänderung II (PÄ II). Als anerkannte Naturschutzvereinigung 
erheben wir hiermit fristgerecht Einwendung gegen die beantragte Planänderung. 

1. Fehlerhafte Einstufung der Planänderung als „unwesentlich“ 

Der Vorhabenträger stuft die beantragten Änderungen als „unwesentlich“ im Sinne des § 76 Abs. 3 
VwVfG ein. Diese Einstufung ist unrichtig. Der entscheidende Beleg hierfür findet sich räumlich im Frei-
staat Sachsen: Die Änderung der Bauweise bei der Querung des Forellenbachs (BO_236a) im sächsi-
schen Vogtlandkreis von der ursprünglich geplanten geschlossenen in eine offene Bauweise (vgl. Erläu-
terungsbericht PÄ II, Kap. 3.2.1, Tabelle 1, S. 12). Die offene Bauweise stellt eine massive Erhöhung der 
Eingriffsintensität dar. Der Vorhabenträger räumt selbst ein, dass dieser Eingriff zur „unvermeidbaren“ 
Beeinträchtigung eines nach § 30 BNatSchG gesetzlich geschützten Biotops führt und eine finanzielle 
Kompensation in Höhe von 50.000 € erforderlich macht (vgl. Erläuterungsbericht PÄ II, Kap. 2.3, S. 11). 
Ein Eingriff, der zur Zerstörung gesetzlich geschützter Biotope führt, kann per definitionem nicht „unwe-
sentlich“ sein. 

2. Unzureichendes Artenschutzkonzept 

Das Artenschutzkonzept für den Planabschnitt B ist mangelhaft. Im Erläuterungsbericht (Kap. 3.5, S. 19) 
wird dargelegt, dass die für die Haselmaus erforderlichen vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen (CEF-
Maßnahmen) nicht umgesetzt werden können. Als Begründung wird angeführt, dass die rechtzeitige 
Wirksamkeit der Maßnahmen die Gesamtinbetriebnahme des Vorhabens gefährden würde (vgl. Erläu-
terungsbericht PÄ II, Kap. 3.5, S. 19-20). Damit wird eingeräumt, dass der Projektzeitplan über die Ein-
haltung der zwingenden artenschutzrechtlichen Vorschriften des § 44 BNatSchG gestellt wird. Dieses 
systemische Defizit lässt Zweifel an der Verlässlichkeit des gesamten Artenschutzkonzeptes für den 
Planabschnitt B, einschließlich des sächsischen Teils, aufkommen. 
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3. Unzureichende Würdigung des Schutzstatus des „Grünen Bandes“ 

Die vorgelegten Unterlagen versäumen es, dem herausragenden Schutzstatus des Nationalen Naturmo-
numents „Grünes Band“ mit der gebotenen Sorgfalt Rechnung zu tragen. Der Erläuterungsbericht (Kap. 
3.4, S. 15 ff.) begründet die angebliche Unwesentlichkeit der Änderungen mit einem pauschalen Verweis 
auf die bereits durchgeführte Strategische Umweltprüfung (SUP). Dieser Verweis ist unzulässig, da eine 
strategische Prüfung auf übergeordneter Ebene keine detaillierte Analyse der konkreten, lokalen Ein-
griffe durch eine Planänderung ersetzen kann. Es fehlt eine nachvollziehbare Auseinandersetzung 
damit, wie sich die nun geänderten Eingriffe auf die spezifischen Schutzgüter des Nationalen Naturmo-
numents (insb. Biotopverbundfunktion und Denkmalcharakter) auswirken. Die Bewertung bleibt somit 
schematisch und wird dem höchsten nationalen Schutzstatus nicht gerecht. 

Forderungen 

Aus den dargelegten Gründen fordern wir: 

1. Die Neubewertung der beantragten Änderungen unter der Feststellung, dass es sich um wesent-
liche Änderungen im Sinne des Planungsrechts handelt. 

2. Die Rücknahme der geänderten Bauweise am Forellenbach (BO_236a) und die Realisierung der 
ursprünglich geplanten, umweltschonenderen geschlossenen Querung. Alternativ ist für die 
offene Bauweise eine vollständige, neue Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen. 

3. Die Vorlage eines überarbeiteten, rechtssicheren Artenschutzkonzeptes, das die Umsetzung 
wirksamer Schutzmaßnahmen für alle betroffenen Arten, einschließlich der Haselmaus, unab-
hängig vom Projektzeitplan gewährleistet. 

4. Den Nachweis durch Sie als zuständige Planfeststellungsbehörde, dass Sie Ihrer Pflicht zur Prü-
fung der Rechtmäßigkeit des Gesamtvorhabens im Planabschnitt B nachgekommen sind. Da 
die Genehmigungsfähigkeit des Gesamtvorhabens eine Voraussetzung für die Rechtfertigung 
der Eingriffe auch in Sachsen ist, fordern wir den Beleg, dass alle zwingenden landesrechtlichen 
Voraussetzungen in den betroffenen Bundesländern erfüllt sind. 

Wir bitten um die Berücksichtigung unserer Einwendung im weiteren Verfahren. 

Mit verBUNDenen Grüßen 

 
Almut Gaisbauer  
Geschäftsführung 
 


